
die nicht als Tätigkeitsnachweise ausgestaltet werden 
dürfen, ausreichend. Der Staatsanwalt kann im Ermitt­
lungsverfahren anordnen, daß die Protokollierung die­
ser Ermittlungshandlungen unter Beachtung der gesetz­
lichen Formvorschriften nachzuholen ist, wenn er es 
für die Beweisführung als notwendig erachtet. Den Ge­
richten vermitteln die Aktenvermerke wichtige Anhalts­
punkte, welche Beweismittel ggf. noch zur Verfügung 
stehen und ob eine in Betracht gezogene Anordnung von 
Nachermittlungen (§ 190 Abs. 1 Ziff. 2) Erfolg ver­
spricht. Die Namen und ladungsfähigen Anschriften 
von Zeugen, deren Vernehmung im Ermittlungsverfah­
ren unter Berücksichtigung anderer Aussagen und wei­
terer Beweismittel nicht für erforderlich gehalten 
wurde, sind stets in den Akten festzuhalten, damit sie, 
falls sich dies in der Hauptverhandlung als notwendig 
erweist, geladen und vernommen werden können.

Differenzierte Anfertigung des Schlußberichts

Mit der Änderung des § 146 wird von der Forderung 
abgegangen, in a l l e n  Fällen der Übergabe der Sache 
an den Staatsanwalt durch die Untersuchungsorgane 
einen Schlußbericht, in dem das Ergebnis der Unter­
suchungen zusammengefaßt ist, anzufertigen. Die Neu­
fassung des § 146 Abs. 2 nennt als Voraussetzungen, 
bei deren Vorliegen zukünftig ein Schlußbericht ent­
fällt, die Einfachheit des Sachverhalts und der Be­
weisführung oder den Verzicht des Staatsanwalts. In 
diesen Fällen ist das Verfahren mit einer einfachen 
Verfügung an den Staatsanwalt zu übergeben.
Sind Sachverhalt und Beweisführung einfach, ist die 
Ermittlungsakte leicht überschaubar. Eine Zusammen­
fassung des Ermittlungsergebnisses ist deshalb nicht 
notwendig. Wie die Praxis zeigt, benötigt den Schluß­
bericht beim Vorliegen dieser Voraussetzungen weder 
das Untersuchungsorgan, um eine Selbstkontrolle dar­
über auszuüben, ob es alles Erforderliche zur Aufklä­
rung der Strafsache getan hat, noch der Staatsanwalt, 
um die gemäß § 147 richtige Entscheidung zu treffen. 
Sind diese Voraussetzungen dagegen nicht gegeben, 
sieht das Gesetz den Schlußbericht auch weiterhin vor. 
In diesen Fällen wird er zu einer echten Selbstkon­
trolle für das Untersuchungsorgan und einer wertvol­
len Hilfe für den Staatsanwalt, der dadurch einen er­
sten Überblick über die dem Beschuldigten zur Last 
gelegten strafbaren Handlungen erhält.
Sind Sachverhalt und Beweisführung nicht einfach, so 
darf von der Anfertigung des Schlußberichts nur nach 
ausdrücklichem Verzicht des Staatsanwalts abgesehen 
werden. Der Staatsanwalt wird den Verzicht z. B. er­
klären können, wenn er auf das Ermittlungsverfahren 
aktiv Einfluß genommen hat und dadurch weitgehend 
mit dessen Inhalt vertraut ist.
Entgegen der bisherigen Regelung des § 146 ist es 
nicht mehr erforderlich, daß Art und Ergebnis der 
vom Untersuchungsorgan veranlaßten Maßnahmen zur 
Beseitigung der festgestellten Ursachen und Bedingun­
gen der Straftaten unbedingt im Schlußbericht dar­
gelegt werden. Zur Vermeidung von Doppelarbeit hat 
das nur dann zu geschehen, wenn darüber nicht schon 
vorher Niederschriften angefertigt und zu den Akten 
genommen wurden. Die Änderung des § 146 be­
rücksichtigt ferner den Umstand, daß nicht mehr jedes 
Verfahren mit einem Schlußbericht an den Staats­
anwalt übergeben wird. Für die gesellschaftliche Wirk­
samkeit der folgenden Abschnitte des Strafverfahrens 
ist wichtig, daß die von den Untersuchungsorganen 
durchgeführten oder eingeleiteten Schritte zur Besei­
tigung von Ursachen und Bedingungen von Straftaten 
dem Staatsanwalt und dem Gericht v o l l s t ä n d i g  
zur Kenntnis gebracht werden.

Einstellung des gerichtlichen Verfahrens nach 
Rücknahme der Anklage durch den Staatsanwalt

Durch die Aufnahme des § 193 Abs. 2 wurden die 
Rechte des Staatsanwalts im Strafverfahren erweitert. 
Der Staatsanwalt kann seine Anklage nunmehr bis zur 
Eröffnung des gerichtlichen Hauptverfahrens zurück­
nehmen.
Die Rücknahme der Anklage kann aus verschiedenen 
Gründen .notwendig werden. Sie kann z. B. in Betracht 
kommen, wenn sich in der Zeit nach Anklageerhebung 
bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens nachträglich 
herausstellt, daß die gesetzlichen Voraussetzungen der 
Strafverfolgung nicht vorliegen, oder wenn die erho­
bene Beschuldigung nach den Ergebnissen einer ge­
mäß § 190 Abs. 1 Ziff. 2 im Eröffnungsverfahren vom 
Gericht angeordneten Nachermittlung nicht mehr be­
gründet ist. Eine nur teilweise Rücknahme der Anklage 
gegenüber einem Angeklagten in einem Strafverfahren 
ist jedoch nicht zulässig.
Die Beschränkung der Rücknahme der Anklage auf den 
Zeitraum bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens er­
gibt sich daraus, daß sich das Gericht mit der Eröff­
nung des gerichtlichen Hauptverfahrens als das für 
diesen Verfahrensabschnitt verantwortliche Strafrechts­
pflegeorgan eindeutig für die Richtigkeit und Notwen­
digkeit einer gerichtlichen Hauptverhandlung ausge­
sprochen hat. Nach diesem Zeitpunkt hat deshalb der 
Staatsanwalt des Kreises oder der Staatsanwalt des 
Bezirks nicht mehr die Möglichkeit, das Gericht ent­
gegen seiner Entschlußfassung durch Rücknahme der 
Anklage zur Einstellung des gerichtlichen Verfahrens 
zu veranlassen. Nur der Generalstaatsanwalt der DDR 
ist berechtigt, die Anklage in jeder Lage des Verfah­
rens, also bis zum Eintritt der Rechtskraft der abschlie­
ßenden gerichtlichen Entscheidung zurückzunehmen.
Diese Ausnahmeregelung wurde getroffen, um in Fäl­
len, in denen der weiteren Durchführung des Verfah­
rens wichtige Interessen der sozialistischen Gesell­
schaft, ihres Staates und ihrer Bürger entgegenstehen, 
durch Rücknahme der Anklage das Strafverfahren be­
enden zu können. Wegen des besonderen Charakters 
dieser Anklagerücknahme, die sich aus der Bedeutung 
der mit ihr zusammenhängenden rechtspolitischen 
Überlegungen sowie der Notwendigkeit ergibt, sie auf 
Ausnahmen zu beschränken und ihre einheitliche Hand­
habung zu sichern, wurde sie allein dem Generalstaats­
anwalt der DDR Vorbehalten.
Durch die Rücknahme der Anklage, deren Vorausset­
zungen das Gericht nicht zu überprüfen hat, wird dem 
gerichtlichen Verfahren der Gegenstand (vgl. §§ 187 
Abs. 1, 241 Abs. 2) entzogen. Liegt eine entsprechende 
Erklärung des Staatsanwalts vor, so hat das Gericht die 
endgültige Einstellung des Verfahrens zu beschließen. 
Den nach dem Gesetz möglichen unterschiedlichen Zeit­
punkten der Anklagerücknahme entsprechen die Neu­
regelungen über die Verfahrenseinstellung durch das 
Gericht. Die neue Bestimmung des § 189 Abs. 2 Ziff. 4 
sieht die endgültige Einstellung des Verfahrens für den 
Fall vor, daß der Staatsanwalt des Kreises oder des 
Bezirks die Anklage bis zur Eröffnung des Hauptver­
fahrens zurücknimmt. In § 248 Abs. 1 Ziff. 4 werden 
die verfahrensrechtlichen Konsequenzen geregelt, wenn 
der Generalstaatsanwalt der DDR ausnahmweise von 
seinem weitergehenden Recht der Rücknahme der An­
klage Gebrauch macht.
Die endgültige Einstellung des Verfahrens durch das 
Gericht hat zur Folge, daß der Staatsanwalt wegen 
dieses Sachverhalts nicht erneut Anklage erheben kann. 
War der Angeklagte in Untersuchungshaft, so hat das 
Gericht unverzüglich nach der Einstellung des Verfah-
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